Stellungnahme

zum Dialog-Prozess des Bundesministeriums fur Werkstattrate JQ‘,

i : : : Deutschland /2
Arbeit und Soziales (BMAS) zur ,,Weiterentwicklung =4
der Werkstatten* Mitarbeit. Mitbestimmung.
Oktober 2023 Mit Behinderung.

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales (BMAS) hat vor 4 Jahren eine Studie
bei 2 Forschungsinstituten in Auftrag gegeben. Die Studie sollte insbesondere das
Entgeltsystem in Werkstatten beleuchten und zudem prifen, wie Ubergange aus der
Werkstatt auf den allgemeinen Arbeitsmarkt besser gestaltet werden kénnen.

Mit den Ergebnissen zu dieser Studie hat das BMAS jetzt einen Dialog-Prozess mit
dem Titel ,Weiterentwicklung der Werkstatten“ begonnen, um unterschiedliche
Akteure Uber Umsetzungsideen zu informieren. Diese Gesprache fanden ohne
vorbereitende Unterlagen statt und waren zeitlich stark limitiert. Werkstattrate
Deutschland e.V. (WRD) als demokratisch gewahlte Selbstvertretung der bundesweit
ca. 320.000 Menschen mit Behinderungen in Werkstatten mochte hiermit die
Gelegenheit nehmen, unsere Standpunkte zu einigen Ideen des BMAS ausfuhrlich

schriftlich darzustellen.

Grundsatzliches zum Prozess

Werkstattrate Deutschland begrif3t ausdrucklich, dass sich das BMAS auf den Weg
machen will, Erkenntnisse aus der Studie in Gesetzesinitiativen umzusetzen. Bei
dem Prozess vermissen wir jedoch eine gewisse Transparenz und bedauern sehr,
dass die unmittelbar Betroffenen des Prozesses — die Beschéftigten in Werkstatten —
erst spat im Verlauf der Gesprache angehdrt wurden. Zudem scheint uns, dass
mangels schriftlicher Vorlagen derzeit in der bereits begonnenen 6ffentlichen
Diskussion unterschiedliche Interpretationen der préasentierten Ideen vorliegen. Diese
Stellungnahme kommentiert die Ideen des BMAS so, wie wir sie verstanden haben.
Wir begrii3en den personlichen dialogischen Austausch ausdricklich und sehen,
dass das BMAS an der Stelle unseren Bedarfen entgegengekommen ist. Fir weitere
Gesprache bendétigen wir jedoch schriftliche Vorinformationen, um mit unseren

Mitgliedern den Meinungsbildungsprozess gut gestalten zu kénnen.
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Fur den weiteren Prozess fordern wir mehr Zeit, um uns mit weiteren Vorschlagen
und den folgenden Referenten-Entwlrfen auseinandersetzen zu kénnen.

Menschen mit Lernschwierigkeiten brauchen leichte Sprache und vor allem mehr
Zeit, komplexe Sachverhalte verstehen zu kdnnen. Ist eine ernsthafte politische
Teilhabe seitens des BMAS gewtinscht, muss uns mehr Zeit fur Stellungnahmen
eingeraumt werden. Die Ublichen 2-Wochenfristen sind bei weitem nicht ausreichend
und stellen eine Barriere fur Teilhabe dar. Wir fordern 6 Wochen Frist fur
Stellungnahmen zu Gesetzentwirfen, die unsere zukinftigen
Arbeitsbedingungen direkt betreffen werden.

Soll unsere Meinung ernsthaft gehort werden, brauchen wir Zeit, die Meinung zu

formulieren!

Grundsatzliches zu den préasentierten Ideen des BMAS

Wir lesen die Ergebnisse der Studie fir ein neues Entgeltsystem in Werkstétten
anders. Wir verweisen hier auf unsere Stellungnahme zur Studie fir ein
transparentes und nachhaltiges Entgeltsystem in Werkstatten

(https://www.werkstattrate-deutschland.de/sites/default/files/download-

dokumente/wrdstellungnahme-zu-abschlussberichtentgeltstudie.pdf)

Betrachtet man die gesamten Vorschlage des BMAS, drangt sich fir uns das Gefuhl
auf, dass eine hohe Motivation seitens des Ministeriums besteht, die Empfehlungen
in Bezug auf Zugange und Ubergange umzusetzen, jedoch beim Thema zukiinftiges
Entgelt von den Empfehlungen abzuweichen.

Wir lesen die Studie anders und haben das Ziel anders verstanden. Man wusste
bereits vor der Studie, dass das bisherige Entgeltsystem in seiner Struktur
unzureichend ist und wollte eine echte Reform vornehmen. Dies ist aus unserer Sicht

mit den bisherigen Vorschlagen nicht erreicht worden.


https://www.werkstatträte-deutschland.de/sites/default/files/download-dokumente/wrdstellungnahme-zu-abschlussberichtentgeltstudie.pdf
https://www.werkstatträte-deutschland.de/sites/default/files/download-dokumente/wrdstellungnahme-zu-abschlussberichtentgeltstudie.pdf
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Wir haben das Ministerium so verstanden, dass als Leitmotiv fir die Ideen — neben
der Schaffung neuer inklusiver Arbeitsplatze — eine deutliche Trennung zwischen
Rehabilitation und Arbeit stattfinden soll.

Diesem Leitgedanken folgen wir ausdrucklich nicht!

Fur die Beschaftigten in Werkstatten sind Arbeit und Rehabilitation untrennbar
miteinander verbunden. Wir beflirchten bei einer Trennung, dass eine weitere
Ausgrenzung innerhalb der Werkstatt stattfindet. Wir befuirworten keine 2-Klassen-
Gesellschaft in der Werkstatt. Wenn zudem in der Studie festgestellt wurde, dass
75% aller Beschatftigten im Arbeitsbereich gar keinen Wunsch haben, auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt tatig zu werden, wirde dies konsequent betrachtet dazu
fuhren, dass ca. 230.000 Menschen mit Behinderung zuséatzlich komplett von
Teilhabe am Arbeitsleben ausgeschlossen werden sollen. Dies kann nicht im Sinne
der UN-BRK sein und ist vor allem nicht der Wunsch und Wille der Beschétftigten in
Werkstatten.

Wir mochten betonen, dass WRD die Inklusion und Schaffung inklusiver
Arbeitsplatze beflirwortet. Wir mdchten aber auch, dass die aktuell existierenden
Arbeitsmarktrealitaten und das Wunsch- und Wahlrecht der Menschen anerkannt
wird.

Werkstatt ohne Arbeit ist aus unserer Sicht ein Ruckschritt in die 1960er Jahre, wo in
Beschaftigungsstatten gebastelt und getdpfert wurde.

Wir fordern weiterhin fur alle Beschéaftigten in einer Werkstatt eine
arbeitsmarktnahe Beschaftigung. Wir lehnen ab, dass Werkstatten zukinftig

reine Rehabilitationseinrichtungen ohne Arbeitsmarktbezug werden sollen.
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Neues Entgeltsystem Mit Behinderung.

Heute:

Im derzeitigen Entgeltsystem in Werkstatten gibt es 3 Lohnbestandteile —
Grundbetrag + Steigerungsbetrag + Arbeitsforderungsgeld (Af6G), die das
Werkstattentgelt ergeben. Alle Bausteine und die Grundsicherung bedingen sich oft
negativ gegenseitig, sodass bei tatsachlichen Lohnsteigerungen oder
Sonderzahlungen wenig fur den Beschéftigten tbrig bleibt.

Studie:

Die Studie stellt fest, dass ein zukiinftiges Entgeltsystem mindestens frei von
Grundsicherung machen muss. Weiter legt sie dar, dass Werkstatten — und damit die
Beschaftigten — dies nicht allein aus eigener Kraft erwirtschaften kénnen.

Die Studie schlagt vor, dass ein neues Entgeltsystem einen subventionierten
Sockelbetrag in Hohe des Mindestlohns enthalten sollte und dieser um ein von den
Beschaftigten erwirtschafteten Werkstattbetrag erganzt wird. Mit diesen beiden
Bausteinen ware man bei einer Vollzeitbeschéaftigung frei von Grundsicherung.

Bundesministerium:

Das BMAS mdchte an der alten Systematik aus Grundbetrag, Steigerungsbetrag und
AfoG festhalten. Ein Vorschlag besteht darin, das Af6G um ca. 25 Euro zu erhéhen
und die Freibetrage bei der Anrechnung des Werkstattentgelts zur Grundsicherung
zu erhdhen.

Dies konnte fur Beschaftigte eine Erhdhung des Entgelts zwischen 25 € und ca. 78 €
bedeuten. Dies wirde in keinem Fall frei von Grundsicherung machen. Weiter ist
unklar, ob Anrechnungsfaktoren wie Deckelung des Af6G ab 299 € Entgelt oder der
Umgang mit Sonderzahlungen etc. Gberhaupt verandert werden sollen.

WRD:

Werkstattrate Deutschland hat bereits 2018 das Basisgeld fur alle Menschen mit
dauerhafter voller Erwerbsminderung vorgeschlagen, um dieser Personengruppe ein
auskdmmliches Einkommen zu ermoglichen, unabhangig davon, ob oder wo sie am

Arbeitsleben teilnehmen kdnnen und wollen.
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Die Studie hat das Basisgeld mitbetrachtet, und wir waren erfreut, dass einige
wesentliche Punkte in die Empfehlungen der Studie tbernommen wurden.
Uns ist wichtig, dass:
e Beschaftigte so viel verdienen, dass sie mindestens frei von
Grundsicherung werden
e eine deutliche 6ffentlich finanzierte Subvention des Entgelts notwendig
ist, da Beschaéftigte eine auskdmmliche Lohnhdhe aus eigener Kraft
nicht erwirtschaften kénnen
e es moglichst wenig Lohnbausteine gibt, die sich nicht gegenseitig
bedingen — keine Deckelungen oder Anrechnungen

e es einfach zu verstehen sein muss

Weiter ist es uns in diesem Zusammenhang wichtig, dass der Nachteilsausgleich der
fiktiv erhohten Rentenzahlungen und die Mdglichkeit, nach 20 Jahren eine
auskommliche Erwerbsminderungsrente zu erhalten, bestehen bleiben muss. Dies
schitzt vom allgemeinen Arbeitsmarkt benachteiligte Menschen mit voller
Erwerbsminderung derzeit vor einer Altersarmut.

Die besonderen Schutzrechte aus dem derzeitigen arbeitnehmerahnlichen
Rechtsverhaltnis halten wir weiterhin fiir zwingend notwendig, da die Ubernahme
dieser besonderen Rechte in das allgemeine Arbeitsrecht aus unserer Sicht mit zu
vielen Unsicherheiten verbunden ist. Wir beflrchten das am Ende Beschaftigte ohne
Arbeitgeber bzw. Arbeitsplatz dastehen. .

Wir lehnen die aktuelle Idee des BMAS ab und fordern die echte Umsetzung der
Ergebnisse aus der Studie, um alle Beschéftigten in der Werkstatt frei von

Grundsicherung zu machen!
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Auslagerung der Beruflichen Bildung

Das BMAS mdochte zukinftig die Berufliche Bildung von den Werkstatten trennen und
offentlich ausschreiben. Das bedeutet, dass sich jeder Bildungstrager darauf
bewerben kann. Ziel ist es, dass die Berufliche Bildung arbeitsmarktnéher stattfindet
und eine zu starke Nahe zu den Angeboten der Werkstatt vermieden wird. Die
Malinahme soll weiterhin 27 Monate betragen, und es soll zukinftig mdglich sein,
zertifizierte und anerkannte Abschlisse zu erhalten. Die Studie hat hierzu auch
festgestellt, dass zumindest die Halfte der Teilnehmenden aus dem
Berufsbildungsbereich gerne auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt arbeiten wirde.
WRD beflurwortet alle MaBhahmen, die mehr Menschen auf den allgemeinen
Arbeitsmarkt bringt. Dabei ist uns grundséatzlich auch nicht wichtig, wer der
Anbieter ist. Wir mochten aber auf folgende Punkte hinweisen:

e Es darf keinesfalls eine Verschlechterung in der Qualitat der Begleitung und
Ausbildung geben. Ausschreibungen fuhren oft zu Preisdumping, das sich
dann zwangslaufig auf die Qualitat auswirken wird. Im Gegenteil erwarten wir,
dass eine Verbesserung der Finanzierung der Beruflichen Bildung stattfinden
muss. Die flachendeckende und dezentrale Begleitung der Teilnehmenden in
Praktika vor Ort muss zwangslaufig mehr Personal binden und héhere Kosten
generieren.

e Wenn das Ziel Arbeitsmarktnéhe ist, dann misste die tbliche Ausbildungszeit
mindestens 3 Jahre betragen. Zuséatzlich fordern wir aber ohnehin eine
Verlangerung Uber die 3 Jahre hinaus, damit Menschen mit
Lernschwierigkeiten fur das Lernen mehr Zeit bekommen. Ein
personenzentriertes Angebot sollte hier auch Ausbildungszeiten bis zu 5 Jahre
oder mehr zulassen.

e Wir fragen uns, wo ein ausgelagerter Bildungsbereich die Praxisfelder zum
Lernen zukunftig hernehmen soll. Wir beflrworten ausdrucklich eine
praxisnahe Qualifizierung, da wir dort einfache Lerninhalte verstehen,

ausprobieren und verstetigen konnen.
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e Weiter befurchten wir bei Ausschreibungen, dass Anbieter immer wieder
wechseln und das Angebot ,Berufliche Bildung“ in der Region nicht mehr
verankert sein wird.

e Bereits in der Vergangenheit haben sich nach unserem Wissen Werkstétten
bemuht, zertifizierte und anerkannte Qualifizierungen zu ermdglichen. Sie
scheiterten dabei aber oft an den Handelskammern. Wir verstehen noch nicht,
wie das BMAS diesen Sachverhalt nun durch Ausschreibungen &ndern will.

Abschliel3end ist es uns wichtig festzuhalten, dass wir auch hier das Wunsch-
und Wahlrecht der Teilnehmenden respektiert sehen wollen. Wer nach der
Maflinahme in eine Werkstatt mochte, sollte diese Mdglichkeit auch weiterhin
erhalten. Denn die andere Halfte der Befragten aus der Studie mdchte bereits

wahrend der Beruflichen Bildung in eine Werkstatt gehen.

Ubergang von der Werkstatt auf den allgemeinen Arbeitsmarkt

Das BMAS hat in diesem Handlungsfeld einige ldeen entwickelt. Wir mdchten in
dieser Stellungnahme besonders auf die Ideen eingehen, die unmittelbar in die
Werkstatt wirken.

Das BMAS plant die Auslagerung von wirtschaftlich erfolgreichen Arbeitsbereichen in
eigenstandige Inklusionsfirmen. Wir haben eine Vielzahl von ungeklarten Fragen:
Wie ist es wirtschatftlich zu trennen? Ab wann ist ein Bereich wirtschaftlich genug?
Was passiert mit dem Fachpersonal der Werkstatt?

Neben diesen Fragen ist jedoch besonders folgendes zu bedenken:

Mit dieser Mallnahme wird das wirtschaftliche Ergebnis der Werkstatt noch
schlechter, und es ist unabdingbar, dass die 6ffentlich finanzierte
Entgeltsubvention zusatzlich steigen muss, um ein Absinken der Entgelte zu
vermeiden. Der Gedanke, nur noch unwirtschaftlich in einer Werkstatt zu arbeiten

und vermutlich kaum noch Grundlohn zu erhalten, erschreckt uns sehr.
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Das BMAS plant weiter, dass sogenannte Budgetnehmer (Budget fir Arbeit) beim
Ubergang aus der Werkstatt auf den sogenannten allgemeinen Arbeitsmarkt ihre
besonderen rentenrechtlichen Regelungen aus der Werkstatt mitnehmen konnen.
Dies befuirworten wir, da es ein Hemmnis fiir den Ubergang nehmen wiirde. Wiirde
der Nachteilsausgleich aber auf nur 2 Jahre befristet, wirde dieser Anreiz vermutlich

nur noch gering ausfallen.

Beschaftigung auf sogenannten Aul3enarbeitsplatzen soll nach dem Willen des
BMAS zukuinftig nur noch auf 2 Jahre befristet geschaffen werden. Am Ende muss
eine Ubernahme in das Unternehmen stattfinden.

Wenn Beschéftigte jahrelang in einem Unternehmen alle dort Gblichen Téatigkeiten
verrichten, aber Werkstattentgelt erhalten, sehen wir das auch sehr kritisch. Eine
gute rechtliche Regelung ist wiinschenswert.

Aber auch hier muss gelten, dass das Wunsch- und Wahlrecht des Beschéftigten aus
unserer Sicht entscheidend sein muss. Eine starre Frist von 2 Jahren ist aus
unserer Sicht nicht personenzentriert. Besser wére eine mit dem Beschaftigten
individuell anhand seiner Bedarfe festgelegte Ubergangszeit. Ohnehin sehen wir bei
dieser Idee des BMAS die Arbeitgeber im sogenannten allgemeinen Arbeitsmarkt in

der Pflicht, entsprechende konkrete Angebote zu machen.

Das BMAS plant im Bereich der Ubergange, dass zwischen Leistungstragern und
Werkstétten Zielvereinbarungen gemeinsam erstellt werden. Die genaue
Ausgestaltung ist hier noch unklar. Wir halten es fur gut, dass eine Erfolgskontrolle
der Bemuhungen bei den Werkstatt-Tragern stattfindet. Wir lehnen jedoch eine Art
,Kopfgeld“ ab, das zu Vermittlungsdruck bei den Beschaéftigten fihren kann.
Es darf aus unserer Sicht nicht sein, dass eine Werkstatt durch Vermittlungsquoten
genotigt werden kdnnte, mehr Menschen aus der Werkstatt zu zwingen, als
Beschaftigte dies Giberhaupt wollen oder kénnen. Dies kann auch nur zum Scheitern
fuhren und einen Drehtireffekt erzeugen.
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AbschlieRende Worte:

WRD fallt es schwer, bei der Betrachtung aller Ideen eine tatsachliche
Weiterentwicklung der Werkstatten zu erkennen. Insbesondere fiir die Menschen, die
nach unserer Meinung noch sehr lange auf das verlassliche System Werkstatt
angewiesen sein werden. Der inklusive Arbeitsmarkt liegt flr uns noch weit in der
Ferne. Wir sehen vielmehr ein Abschmelzen der Angebote innerhalb der
Werkstatten, ohne zumindest eine echte Verdnderung in der auskdmmlichen
Bezahlung erreicht zu haben. Ob die Ideen wirklich mehr Ubergénge aus der
Werkstatt auf den sogenannten allgemeinen Arbeitsmarkt schaffen werden, hangt
aus unserer Sicht viel starker von der Bereitschaft der Arbeitgeber und der
Gesellschaft ab. Dort muss eine Sogwirkung entwickelt werden und nicht durch ein
weiteres ,in Armut halten® in der Werkstatt.

Und am Ende sollte es immer die Entscheidung des Beschéftigten bleiben, wo er wie

arbeiten mochte.

Nichts Uiber uns ohne uns!

Der Vorstand von WRD



